( Wie weiter mit Kappungsgrenzen? 

( Für den Berliner sozialen Wohnungsbau gibt es – wegen des schrittweisen Abbaus dessen  staatlicher Subventionierung – in regelmäßigen Abständen eine Mieterhöhung. Die nächste ist in diesem Jahr zum 1. April fällig. 

( Der Senat hat am 3.März 2009 beschlossen, in 14 sozial besonders belasteten Quartieren (mit ca. 6.200 Wohnungen) diesen Anstieg auf 5.75 Euro zu begrenzen (Kappungsgrenze). Zugleich soll verhindert werden, dass die in diesen Quartieren wohnenden Menschen mit sehr niedrigem Einkommen durch höhere Mieten belastet werden. Während der Senat dazu den dort vermietenden kommunalen Wohnungsgesellschaften, bei denen das Land einziger Gesellschafter ist, Mieterhöhungen untersagen kann, soll den privaten Vermietern in diesen Quartieren die Differenz zwischen den jetzigen Mieten und der Kappungsgrenze erstattet werden, damit – wie gesagt – die Mieter von Mieterhöhungen verschont bleiben. 

(  Die Entscheidung des Senats basiert auf einer Forderung der SPD-Fraktion, die diese – ohne Rücksprache mit dem Koalitionspartner DIE LINKE – in den Senat eingebracht hatte. Bei einem Teil der Linksfraktion tauchten im Zusammenhang mit dem für die gesamte Fraktion überraschenden Senatsbeschluss einige grundsätzliche Fragen auf, für deren Klärung bisher weder Raum noch Zeit war. Deshalb hat die Fraktion DIE LINKE zunächst den parlamentarischen Entscheidungsprozess gestoppt. 

( Das hat in der Öffentlichkeit zu erheblichen Irritationen geführt. Vor allem wird der Vorwurf erhoben, dass DIE LINKE die Verantwortung dafür trage, wenn Niedrigverdienende in den betreffenden 14 Wohnquartieren ab dem 1. April mit für sie unbezahlbar hohen Mieten belastet werden würden.      
( Die Bedenken in der Fraktion DIE LINKE haben nichts mit dem Ziel zu tun, von Niedrigverdienenden Mieterhöhungen fernzuhalten. Im Gegenteil, einer solchen Zielstellung fühlt sich DIE LINKE im besonderen Maße verpflichtet. Aber gerade wegen dieses Zieles richten sich die zurzeit noch offenen Fragen darauf, ob mit dieser Maßnahme wirklich dieses sozialpolitisch unbestrittene Ziel erreicht wird oder ob nicht – sicherlich ungewollt – eine unterschwellige Subventionierung der Vermieterunternehmen erfolgt. Was natürlich besonders unverständlich wäre, da Rot-Rot in seiner ersten Legislaturperiode die opulente zusätzliche Wohnungsbauanschlussfinanzierung abgeschafft hat… 

( Die Bedenken basieren vor allem auf Folgendem: 

· Konkrete Untersuchungen in einzelnen dieser Quartiere lassen starke Zweifel zu, ob dort tatsächlich die Vermieter Mietsteigerungen – und noch dazu bis zur Kappungsgrenze - vornehmen können, wo doch in den Nebenstraßen andere Vermieter nur 4.50 €/m2 verlangen. 

· „Vor-Ort-Stichproben“ nähren auch den Verdacht, dass private Vermieter lediglich offiziell Mieten bis zur jeweiligen Kappungsgrenze angeben, dafür die staatlichen Ausgleiche kassieren, in der Realität aber weitaus niedrigere Mieten nehmen (müssen). 

· Sollte das auch nur teilweise zutreffen, dann liegt doch auf der Hand, dass die beträchtlichen Summen aus dem Landeshaushalt nicht die „Sozialmieter“ schützen, sondern die Vermieter von Sozialwohnungen „fördern“. Das ist aber nicht der Sinn der Maßnahme. 

· Insofern ist z.B. die Frage doch völlig legitim, ob es weiterhin eine „Objektförderung“ oder eher eine einzelbezogene Förderung geben sollte. 

· Das ist auch unter dem Aspekt zu sehen, dass gar nicht mehr so selten die Sozialmieten in bestimmten Gegenden höher liegen als die Mieten „auf dem freien Markt“. 

( Diese und weitere Fragestellungen – so z.B. auch die nach der wirklichen Struktur der in Frage kommenden Wohnbevölkerung – sollen rasch aufgeklärt werden. Sicherlich wird DIE LINKE – schon wegen des zeitlichen Drucks für eine politische Entscheidung, um Mietsteigerungen zum 1. April zu verhindern – auf ihrer Fraktionsklausur am 10. März keine Blockade errichten. Aber es ist jetzt schon klar, dass mittelfristig ein anderer und wirksamer Weg entwickelt werden muss, um die Menschen im Niedriglohn- und Transferbereich tatsächlich vor Mieterhöhungen zu schützen. Und klar ist ebenfalls, dass auch in der aktuellen Situation die Kontrollmechanismen darüber, ob die momentanen Maßnahmen ihr Ziel erreichen, deutlich intensiviert werden müssen.  
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